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Wasser halten, die manchmal unfähig sind, ihre Zukunft mehr als ein paar Wochen oder gar Ta-
ge im voraus zu planen, oder die kriminell werden, dann sage ich mir: Wir dürfen nicht erneut
versagen! Wir können uns keine Fehler mehr leisten!

Ich bin die erste, die unser Versagen eingesteht. Wir müssen uns darüber klar werden, daß
unsere kollektiven Maßnahmen in den letzten Jahren das Problem der Jugendarbeitslosigkeit
nicht gelöst haben. Die von mir genannten Zahlen sind der Beweis für eine Mißbilligung dieser
Situation.

Dieser einfache und kurze Gesetzestext ist vielleicht nicht perfekt. Er kann nicht alles voraus-
sehen. Er ist noch nicht in jeder Hinsicht hieb- und stichfest, denn wir befinden uns hier auf Neu-
land. Nun, wir werden jedes Jahr Bilanz ziehen und gemeinsam das korrigieren, was nicht funk-
tioniert. Und wir werden Initiativen unterstützen, die nicht von selbst auf die Beine kommen.

Setzen wir auf Initiativen und befreien wir unsere Gesellschaft aus der Zwangsjacke, die
ihre Energien blockiert. Nur so können wir unsere gesamte Gesellschaft mobilisieren. Nur so
können wir wieder Solidarität herstellen. Dafür sind wir alle verantwortlich.

„Die Zeit ist reif für den Wechsel!“
Aufruf von Prominenten an die Adresse der SPD vom 1. September 1997 

(Wortlaut)

Klaus Staeck und Johano Strasser richten mit ihrer „Aktion für mehr Demokratie“ einen, wie es
in ihrer Presseerklärung vom 1. September des Jahres heißt, „Aufruf an Mitglieder und Sympa-
thisanten der SPD“. Bisher sei „die politische Auseinandersetzung im Vorfeld der Bundestags-
wahl 1998 allzu sehr von Personalfragen und viel zu wenig von politischen Inhalten bestimmt
gewesen. Wir glauben aber, daß die fällige Ablösung der gegenwärtigen Bundesregierung nur
gelingen kann, wenn neben der personellen auch die inhaltliche Alternative klar wird.“ Der Ap-
pell steht in einem gewissem Spannungsverhältnis zu den fast zeitgleich in die Öffentlichkeit
gebrachten Wirtschaftsthesen von Gerhard Schröder. Außer dem Kreis der Erstunterzeichner,
dem u.a. Hans-Peter Dürr, Hans W. Geißendörfer, Dieter Hildebrandt, Inge und Walter Jens,
Erich Loest und Carola Stern angehörten, haben mittlerweile mehr als 300 Persönlichkeiten aus
Wissenschaft, Kultur und Politik den Aufruf unterschrieben; darunter auch Prominente aus der
SPD selbst, etwa Egon Bahr und Hans Koschnik.  –  D.Red.

Was wir von einer SPD-geführten Regierung erwarten

Die gegenwärtige Bundesregierung ist am Ende. In ihrer Amtszeit haben Arbeitslosigkeit und
Staatsverschuldung Rekordmarken erreicht, sind die Reichen immer reicher und die Armen
immer ärmer geworden. Trotz aller Einschränkungen, die der Mehrheit der Bürgerinnen und
Bürger zugemutet werden, unterbleiben die notwendigen Weichenstellungen für die Zukunft.

Als Rechtfertigung für ihr eklatantes Versagen benutzt die Regierung das vage Gerede von
der „Globalisierung“ und die unentwegt beschworene Notwendigkeit, die Bedingungen für
den „Standort Deutschland“ auf den Weltmärkten zu verbessern. Es wird suggeriert, daß die
deutsche Wirtschaft im internationalen Wettbewerb nur bestehen könne, wenn die Löhne wei-
ter gesenkt, die Sozialleistungen gekürzt, Umweltschutzauflagen und Partizipationsrechte
weiter demontiert würden. Daß Deutschland schon jetzt Exportweltmeister ist, wird dabei un-
terschlagen.

Die neuen globalen Bedingungen bieten viele Chancen. Wir wollen sie nutzen. Wir wollen
nicht länger zulassen, daß im Unterbietungswettbewerb der Nationalstaaten die sozialen und
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ökologischen Standards ständig weiter nach unten gedrückt werden, unser Land immer mehr
zur Operationsbasis für eine Minderheit selbsternannter Eliten verkommt, die wirklichen Lei-
stungsträger in ihren Rechten und Möglichkeiten beschnitten werden und immer mehr Men-
schen ganz an den Rand gedrängt werden.

Wir erwarten von der SPD eine entschlossene Abkehr von dieser verheerenden Politik. Wir
erwarten von der SPD keine Wunder, insbesondere keine wunderbare Geldvermehrung, die
eine Füllhornpolitik ermöglichen würde. Aber wir erwarten klare Prioritäten:

- zugunsten der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit,
- zugunsten von Zukunftsinvestitionen (Bildung, Forschung, Infrastruktur, lnnovationsför-

derung),
- zugunsten ökologischer Vernunft und nachhaltigen Wirtschaftens,
- zugunsten sozialer Gerechtigkeit und Sicherheit,
- zugunsten einer freien und vielfältigen Kunst und Kultur.
Das bedeutet keine Rückkehr zu traditionellen Formen wohlfahrtsstaatlicher Politik. Nichts

wäre verfehlter als der Versuch, überholte Strukturen in Staat und Gesellschaft zu konservie-
ren. Wir erwarten von einer SPD-geführten Regierung, daß sie sich den neuen Herausforderun-
gen stellt und mit politischen Innovationen darauf antwortet. Nur so schafft sie die Basis dafür,
daß wir auch in Zukunft in Frieden, Freiheit und Wohlstand leben können. Allerdings darf eine
moderne Sozialdemokratie nicht ihre Kernprinzipien und Grundwerte über Bord werfen. Prin-
zipienloser Modernismus wäre genau so verfehlt wie phantasieloser Traditionalismus. Gesell-
schaftlich organisierte Solidarität ist auch in Zukunft Bedingung individueller Freiheit.

Als modern kann eine Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik nur gelten, wenn sie zugleich
dem Maßstab ökologischer Vernunft gerecht wird und dem Umstand Rechnung trägt, daß wir
in einer weltweiten Risikogemeinschaft leben, in der wir unsere eigenen Interessen auf Dauer
nur noch wirksam wahrnehmen können, wenn wir zugleich die Interessen aller anderen Men-
schen berücksichtigen.

Als modern kann eine Sozialpolitik nur gelten, wenn sie alle Möglichkeiten der sozialen
Prävention nutzt, das soziale Sicherheitssystem nicht zerstört, sondern es zukunftsfähig umge-
staltet und sich von Vorstellungen löst, die die sozialen Leistungen in einem heute nicht mehr
realistischen Maß an die Erwerbsarbeit binden.

Als modern kann eine Umweltpolitik nur gelten, wenn sie der Vermeidung Vorrang ein-
räumt, durch die längst fällige Verteuerung des Energie- und Ressourcenverbrauchs der öko-
nomischen Rationalisierung eine andere Richtung weist und zugleich alternativen und um-
weltschonenden Produktionsweisen den Weg ebnet.

Als modern kann eine Gesellschaftspolitik nur gelten, wenn sie tatsächliche Gleichstellung
von Frauen und Männern bewirkt, sinnvolle Lebensperspektiven für Kinder und Jugendliche
eröffnet und die Benachteiligung von Familien mit Kindern aufhebt. 

Wir wissen, daß soziale Sicherheit, Zukunftsinvestitionen, ein leistungsfähiges Bildungs-
system, Umweltsanierung und Umweltschutz sowie eine breitgefächerte kulturelle Infra-
struktur nicht umsonst zu haben sind. Die staatliche Verschuldung hat das erträgliche Maß
längst überschritten, und wir wollen nicht weiter auf Kosten unserer Kinder und Enkel leben.
Die Lohnnebenkosten der Arbeit müssen sinken. Deshalb sind wir bereit, an anderer Stelle
höhere Steuern in Kauf zu nehmen, wenn nur so die notwendigen Reformen eingeleitet wer-
den können. Wir erwarten aber von der SPD, daß die Lasten gerecht verteilt werden, daß die
Bürger entsprechend ihrer ökonomischen Leistungsfähigkeit zur Finanzierung der öffent-
lichen Aufgaben herangezogen werden und die Steuerschlupflöcher für Begüterte endlich
geschlossen werden.

Wir wissen, daß auf der Ebene des Nationalstaats allein die angesprochenen Aufgaben nicht
mehr gelöst werden können. Deshalb brauchen wir neue Formen internationaler Zusammen-
arbeit. Der Hinweis auf die internationalen Verflechtungen sollte also nicht länger als Ausrede
für politische Untätigkeit herhalten. Die Möglichkeiten nationaler Politik sind im übrigen kei-
neswegs ausgeschöpft.

Wir erwarten von der SPD, daß sie die Chancen zu koordinierter Finanz-, Wirtschafts- und
Beschäftigungspolitik in der EU entschlossen nutzt und in Kooperation mit den neuen Linksre-
gierungen in Frankreich und Großbritannien Schritte einleitet, damit aus dem Europa des Kapi-
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tals ein Europa der Bürger wird, in dem die sozialen und kulturellen Interessen der Menschen
nicht länger denen der Kapitalverwertung untergeordnet werden.

Wir erwarten von der SPD, daß sie sich auf allen internationalen Bühnen für eine intelligente
Regulierung der Geld-, Kapital- und Warenmärkte und für weltweit verbindliche soziale und
ökologische Mindeststandards einsetzt.

Wir erwarten von der SPD, daß sie jene hoffnungsvollen Ansätze einer solidarischen Frie-
dens- und Entwicklungspolitik aufgreift, für die die Namen zweier großer Sozialdemokraten
stehen: Willy Brandt und Olof Palme.

Wir erwarten von der SPD, daß sie alle Anstrengungen unternimmt, das friedliche Zusam-
menleben von Deutschen und Ausländern zu fördern, daß sie endlich die gesetzlichen Voraus-
setzungen für die Integration ausländischer Bürgerinnen und Bürger sowie für eine realistische
Einwanderungspolitik schafft und eine menschenwürdige Flüchtlingspolitik durchsetzt.

Es ist höchste Zeit für den Wechsel. In Großbritannien und in Frankreich sind die neolibera-
len Marktradikalisten bereits abgewählt worden. Auch in Deutschland erhoffen sich immer
mehr Menschen einen Wechsel zu einer Politik, die bestehende Gestaltungschancen ergreift,
die es wieder wagt, eine an Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität orientierte Reformidee zu
formulieren und die Menschen zur aktiven Mitwirkung bei ihrer Realisierung einzuladen. Für
eine SPD, die diese Perspektive eröffnet, setzen wir uns ein.

„Aus der Zuschauerdemokratie heraustreten!“
Appell der Erfurter Versammlung vom 4. Oktober 1997

(Wortlaut)

Rund 45 000 Menschen haben innerhalb eines dreiviertel Jahres die „Erfurter Erklärung“ (vgl.
„Dokumente zum Zeitgeschehen“, in: „Blätter“, 2/1997, S.251ff.) unterschrieben. Zuletzt sorg-
te die Unterstützung von Richard Dewes, Innenminister in Thüringen, wo die SPD an einer
Großen Koalition teilnimmt, für Aufregung. Forderten „die Erfurter“ doch alle drei Bonner Op-
positionsparteien dazu auf, gemeinsam  –  gegebenenfalls unter Einschluß der PDS  –  den
Machtwechsel herbeizuführen. Am „Tag der deutschen Einheit“ begann in der thüringischen
Landeshauptstadt ein zweitägiger Kongreß, mit dem die Initiatoren der Opposition gegen die
herrschende Politik neue Impulse verleihen wollten. Mehrere Hundert Menschen verabschie-
deten am Ende der Tagung einen Appell, der die Forderungen aus der „Erfurter Erklärung“ er-
gänzt und konkretisiert. Anders als in der Erklärung werden nun nicht mehr SPD, Grüne und
PDS direkt angesprochen  –  „Wir wollen unsere Interessen nicht länger an die Parteien delegie-
ren“ –, vielmehr soll eine außerparlamentarische Bewegung den für einen Macht- und Poli-
tikwechsel nötigen Druck schaffen.  –  D. Red.

Mut für eine andere Politik!

Am 9. Januar 1997 haben sich von Erfurt aus GewerkschafterInnen, Intellektuelle, Theologin-
nen und Theologen und PolitikerInnen an die Bürgerinnen und Bürger der Bundesrepublik
Deutschland gewandt. Aus Verantwortung für die soziale Demokratie kritisierten Sie die regie-
rende Politik in unserem formal vereinten Land, forderten eine gerechte Verteilung der Ein-
kommen und Güter, eine andere Politik, eine andere Regierung und eine Opposition, die den
Wechsel mit allen Kräften will.

Zehntausende haben sich seither mit ihrer Unterschrift zum Anliegen der Erfurter Erklärung
bekannt. Hunderte von Basisinitiativen vertreten die erhobenen Forderungen in Regionen,




